
Landessozialgericht NRW, L 8 R 1104/13

24.09.2014

Landessozialgericht NRW

8. Senat

Urteil

L 8 R 1104/13

ECLI:DE:LSGNRW:2014:0924.L8R1104.13.00

Datum:

Gericht:

Spruchkörper:

Entscheidungsart:

Aktenzeichen:

ECLI:

 
Sozialgericht Detmold, S 6 R 627/12

Rentenversicherung

rechtskräftig

Vorinstanz:

Sachgebiet:

Rechtskraft:

 
Tenor:

Die Berufung der Kläger gegen das Urteil des Sozialgerichts
Detmold vom 25.10.2013 wird zurückgewiesen. Außergerichtliche
Kosten sind im Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

 
Tatbestand:

Die Beteiligten streiten im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens (§ 7a
Sozialgesetzbuch Viertes Buch [SGB IV]) über die Versicherungspflicht des Klägers zu 1) als
mitarbeitender Kommanditist bei der Klägerin zu 2) in der gesetzlichen Rentenversicherung
sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung in dem Zeitraum vom 1.5.2010 bis zum
26.7.2011 sowie in der gesetzlichen Krankenversicherung, sozialen Pflegeversicherung,
gesetzlichen Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung in dem
Zeitraum vom 1.5.2010 bis zum 31.12.2010.

Die Klägerin zu 2) (Amtsgericht [AG] Q, HRA 000) ist aus einem von dem am 00.00.1944
geborenen Großhandelskaufmann K gen. I L unter der Firma I L e. K. (AG Q, HRA 000)
betriebenen Gewerbebetrieb hervorgegangen und durch notariell beurkundeten Vertrag vom
13.4.2010 mit seinem Sohn, dem am 00.00.1987 geborenen Kläger zu 1), rückwirkend zum
1.1.2010 errichtet worden. Der Gesellschaftsvertrag lautet auszugsweise:

"§ 1 Firma; Sitz 1.1 Die Firma der Gesellschaft lautet: L KG
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1.2 Sitz der Gesellschaft ist Q

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

2.1 Gegenstand des Unternehmens ist der Holzhandel und Parkettvertrieb. 2.2 Die
Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem
Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Die Gesellschaft
kann sich an gleichartigen oder ähnlichen Unternehmen beteiligen, deren Vertretung
übernehmen und Zweigniederlassungen errichten.

§ 3 Gesellschafter; Einlage

3.1 Der persönlich haftende Gesellschafter ist beteiligt mit einem festen Kapitalanteil von
10.000,00 EUR 3.2 Der Kommanditist ist beteiligt mit einem festen Kapitalanteil von 100,00
EUR 3.3 Der Komplementär erbringt seine Einlage dadurch, dass Herr I L sämtliche Aktiva
und Passiva sowie alle sonstigen Vermögensgegenstände der Einzelfirma I L e. K.
(Amtsgericht Q, HRA 000) gemäß der Bilanz des einzelkaufmännischen Unternehmens zum
31.12.2009 und mit Wirkung zum 31.12.2009, 24:00 Uhr/1.1.2010, 0:00 Uhr auf die
Gesellschaft überträgt. Die Sacheinlage wird bis zu einem Wert von 10.000,00 Euro auf die
Festeinlage angerechnet. Ein darüber hinausgehender Mehr- oder Minderbetrag ist dem
Kapitalkonto II von Herrn I L gutzuschreiben. 3.4 Der Kommanditist erbringt seinen
Kapitalanteil in bar. 3.5 Die in das Handelsregister einzutragenden Haftsummen der
Kommanditisten entsprechen ihren festen Kapitalanteilen.

§ 4 Gesellschafterkonten

4.1 Für jeden Gesellschafter wird ein Kapitalkonto I geführt, auf das der
eingezahlte/eingebrachte Kapitalanteil des Gesellschafters zu buchen ist. Das Kapitalkonto I
ist unverzinslich. 4.2 Daneben wird für jeden Gesellschafter ein Kapitalkonto II geführt. Darauf
sind die festgestellten, aber nicht entnahmefähigen Gewinnanteile, etwaige auf ihn
entfallende Verluste, von den Gesellschaftern beschlossene nicht entnahmefähige Rücklagen
sowie von etwaigen eintretenden Gesellschaftern gezahlte Agios zu buchen. Das
Kapitalkonto II ist unverzinslich.

4.3 Außerdem wird für jeden Gesellschafter ein Privatkonto geführt. Darauf werden die
entnahmefähigen Gewinnanteile, Tätigkeitsvergütungen, Zinsen und der Zahlungsverkehr mit
der Gesellschaft verbucht. Das Privatkonto ist im Soll und Haben mit 5 Prozentpunkten zu
verzinsen. Die Zinsen gelten im Verhältnis der Gesellschafter zueinander als Aufwand und
Ertrag.

§ 5 Geschäftsführung; Vertretung

5.1 Zur Geschäftsführung und Vertretung ist der Komplementär berechtigt und verpflichtet. Er
ist für Rechtsgeschäfte mit der Gesellschaft von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.
5.2 Macht ein Kommanditist von seinem Widerspruchsrecht nach § 164 HGB Gebrauch, so
entscheidet auf Antrag des Komplementärs die Gesellschafterversammlung durch Beschluss
über die Vornahme der Handlung.

§ 6 Vergütung des Komplementärs

6.1 Der Komplementär erhält als Gegenleistung für seine Geschäftsführung eine
Vorabvergütung von monatlich 5.000,00 EUR, die zum Ende des jeweiligen Monats fällig ist.
Diese Vergütung ist zu Beginn jedes Geschäftsjahres neu festzusetzen. Für die Höhe der
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Neufestsetzung sind folgende Kriterien maßgebend: - die Entwicklung der
Lebenshaltungskosten; - die Entwicklung der Ertragslage der Gesellschaft; - die Entwicklung
des Haftungsrisikos des Komplementärs (auch aufgrund veränderter Umsätze). 6.2
Außerdem erstattet die Gesellschaft dem Komplementär sämtliche Auslagen für die
Geschäftsführung. 6.3 Die Vergütung des Komplementärs gilt im Verhältnis der
Gesellschafter zueinander als Aufwand bzw. Ertrag.

§ 7 Tätigkeit des Kommanditisten

7.1 Der Kommanditist ist über die Einlage seines Kapitalanteils hinaus verpflichtet, seine
Arbeitsleistung einzubringen. Art und Umfang seiner Arbeitsleistung sowie die Vergütung
ergeben sich aus dem gesondert abgeschlossenen Anstellungsvertrag vom 01. April 2010.
7.2 Die Vergütung des Kommanditisten gilt im Verhältnis der Gesellschafter zueinander als
Aufwand bzw. Ertrag.

§ 8 Gesellschafterversammlungen

8.1 Gesellschafterversammlungen werden durch den Komplementär einberufen und geleitet.
Jährlich findet mindestens eine ordentliche Gesellschafterversammlung statt. ( ...) 8.4 Sind
sämtliche Gesellschafter anwesend oder vertreten und mit der Beschlussfassung
einverstanden, können Beschlüsse auch dann gefasst werden, wenn die für die Einberufung
und Ankündigung geltenden gesetzlichen oder gesellschaftsvertraglichen Vorschriften nicht
eingehalten worden sind. 8.5 Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn sie
ordnungsgemäß einberufen ist und der Komplementär und unabhängig davon mindestens 75
% der Kapitalanteile vertreten sind. ( ...)

§ 9 Gesellschafterbeschlüsse

9.1 Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in Versammlungen gefasst. Außerhalb von
Versammlungen können sie, soweit nicht zwingendes Recht eine andere Form vorschreibt, in
Textform oder telefonisch gefasst werden, wenn sich jeder Gesellschafter an der Abstimmung
beteiligt und kein Gesellschafter dieser Art der Beschlussfassung widerspricht. Über die
Beschlüsse ist unverzüglich ein Protokoll entsprechend Ziff. 8.6 zu erstellen und allen
Gesellschaftern unverzüglich zuzusenden. 9.2 Ein Gesellschafter hat - sofern nicht der
Gesellschaftsvertrag dies an anderer Stelle ausdrücklich vorsieht - nur dann kein Stimmrecht,
wenn darüber Beschluss gefasst wird, ob er zu entlasten oder von einer Verbindlichkeit zu
befreien ist oder ob die Gesellschaft gegen ihn einen Anspruch geltend machen soll. 9.3 Jede
100,00 EUR eines Kapitalanteils gewähren eine Stimme. 9.4 Gesellschafterbeschlüsse über
die folgenden Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der bei Beschlussfassung
anwesenden, stimmberechtigten Stimmen: 1. Außerordentliche
Geschäftsführungsmaßnahmen, denen ein Kommanditist nach § 164 HGB widersprochen
hat; 2. Feststellung des Jahresabschlusses und Beschluss über die Gewinnverwendung. 9.5
Gesellschafterbeschlüsse über die folgenden Maßnahmen bedürfen der Zustimmung einer
Mehrheit von 75 % der bei Beschlussfassung anwesenden, stimmberechtigten Stimmen: 1.
Änderungen des Gesellschaftsvertrages; 2. Aufnahme neuer, Aufgabe und wesentliche
Änderung bestehender Produktions- und Geschäftszweige sowie wesentliche Änderungen
der Unternehmensstrategie, der Produktionsverfahren, der Marketing-Strategie und des
Vertriebssystems; 3. die Veräußerung des Unternehmens der Gesellschaft als Ganzes oder
in Teilen; 4. Abschluss, Änderung und Kündigung von Unternehmensverträgen; 5.
Kapitalerhöhungen; 6. alle Maßnahmen, bei denen der Gesellschaftsvertrag dies an anderer
Stelle ausdrücklich vorsieht. 9.6 Die Fehlerhaftigkeit von Gesellschafterbeschlüssen kann nur
innerhalb eines Monats durch Klageerhebung gegenüber der Gesellschaft geltend gemacht
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werden. Die Frist beginnt mit Zugang des Protokolls bei dem anfechtungswilligen
Gesellschafter. Sie endet auf alle Fälle spätestens sechs Monate nach Beschlussfassung.

§ 10 Beirat

Die Gesellschafter können mit 75 % ihrer Stimmen beschließen, dass die Gesellschaft einen
Beirat erhält, wie sich dieser zusammensetzt und welche Befugnisse er hat.

§ 11 Ergebnisverteilung

11.1 An Gewinn und Verlust sind die Gesellschafter im Verhältnis ihrer festen Kapitalanteile
beteiligt. 11.2 Die Gewinnanteile des einzelnen Gesellschafters sind, solange und soweit
dessen Kapitalkonto I den Betrag des festen Kapitalanteils nicht erreicht, dem Kapitalkonto I
gutzuschreiben. Weitere Gewinnanteile sind, solange und soweit das Kapitalkonto II negativ
ist, auf dieses zu buchen. Verbleibende Gewinnanteile werden dem Privatkonto
gutgeschrieben. 11.3 Die Gesellschafter können auf Vorschlag des Komplementärs
beschließen, dass und in welcher Höhe Gewinnanteile unabhängig von der Regelung in Ziff.
2 Satz 2 den Kapitalkonten II als Rücklagen zugeschrieben werden, wenn dies aus
kaufmännischer Sicht erforderlich ist. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 75 %.

§ 12 Entnahmen

12.1 Jeder Gesellschafter darf diejenigen Beträge entnehmen, die er benötigt, um die
Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer (einschließlich etwaiger Kirchensteuer und
Solidaritätszuschlag) auf seine Gewinnanteile zu bezahlen. Die Höhe der Einkommensteuer
wird durch Anwendung des Spitzensteuersatzes (einschließlich etwaiger Kirchensteuer und
Solidaritätszuschlag) auf seinen Gewinnanteil ermittelt, unabhängig davon, ob Steuern in
dieser Höhe anfallen oder nicht. 12.2 Weitere Entnahmen bedürfen der Zustimmung des
Komplementärs.

§ 13 Wettbewerbsverbot; Geheimhaltungspflicht

13.1 Den Gesellschaftern ist es untersagt, sich außerhalb der Gesellschaft in deren durch
Ziff. 2 sachlich und räumlich definiertem Geschäftszweig unmittelbar oder mittelbar
wirtschaftlich zu betätigen. Dieses Verbot gilt auch für Beteiligungen jedweder Art an mit der
Gesellschaft konkurrierenden Unternehmen und für sonstige unterstützende Tätigkeiten für
solche Unternehmen. Es gilt bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Ausscheiden des
Gesellschafters aus der Gesellschaft. Ergänzend gelten - auch im Verhältnis zu den
Kommanditisten - §§ 112, 113 HGB. 13.2 Die Gesellschafter sind verpflichtet, sämtliche
Unterlagen, Datenträger und Informationen, die sie durch ihre Beteiligung an und ihre
Tätigkeit für die Gesellschaft erhalten, streng vertraulich zu behandeln, Dritten gegenüber
geheim zu halten und ausschließlich zum Zwecke der Tätigkeit für die Gesellschaft zu
verwenden (Geheimhaltungspflicht). Dies gilt insbesondere auch für die Jahresabschlüsse
der Gesellschaft sowie die darin enthaltenen Informationen. Die Geheimhaltungspflicht
besteht unabhängig davon, ob die Unterlagen, Datenträger oder Informationen
Betriebsgeheimnisse im rechtlichen Sinne sind. Sie besteht nach Ausscheiden aus der
Gesellschaft fort und endet erst dann, wenn die betreffenden Informationen offenkundig
geworden oder dem Gesellschafter von anderer Seite in befugter Weise zugänglich gemacht
worden sind.

( ...)
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§ 15 Ausschluss von Gesellschaftern

15.1 Gesellschafter können aus wichtigem Grund aus der Gesellschaft ausgeschlossen
werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 1. gegenüber dem Gesellschafter
ein Grund vorliegt, der die anderen Gesellschafter zur Erhebung der Auflösungsklage
berechtigen würde; 2. über das Vermögen des Gesellschafters ein gerichtliches
Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse
abgelehnt wird oder der Gesellschafter die Richtigkeit seines Vermögensverzeichnisses an
Eides Statt zu versichern hat; 3. in den Gesellschaftsanteil die Zwangsvollstreckung betrieben
und diese nicht innerhalb von drei Monaten, spätestens zur Verwertung des
Gesellschaftsanteils, aufgehoben wird; 4. der Gesellschafter durch Rechtsnachfolge den
Anteil erworben hat, ohne zu dem in Ziff. 14.2 bestimmten Gesellschafterkreis zu gehören; 5.
der Gesellschafter gegen die Gesellschaft Auflösungsklage erhebt. 15.2 Der Ausschluss
bedarf eines Gesellschafterbeschlusses mit einer Mehrheit von 75 %. Bei der
Beschlussfassung steht dem betroffenen Gesellschafter kein Stimmrecht zu.

( ...)

§ 17 Geschäftsjahr; Dauer der Gesellschaft; Kündigung

17.1 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt mit Beginn der
Gesellschaft und endet am darauf folgenden 31.12. 17.2 Die Gesellschaft beginnt im
Außenverhältnis mit Eintragung im Handelsregister. Im Innenverhältnis der Gesellschafter
zueinander beginnt sie am 01.01.2010, spätestens mit Eintragung der Gesellschaft im
Handelsregister. 17.3 Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. Sie kann von
jedem Gesellschafter mit einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres
gekündigt werden. Der Kündigende scheidet aus der Gesellschaft gegen Erhalt einer
Abfindung nach Ziff. 16 aus.

( ...)

§ 19 Schlussbestimmungen

19.1 Alle das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaft
und Gesellschaftern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit nicht kraft
Gesetzes notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für einen etwaigen
Verzicht auf das Schriftformerfordernis. 19.2 Sollten einzelne Bestimmungen dieses
Vertrages unwirksam sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen
Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt diejenige wirksame
Bestimmung als vereinbart, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am
nächsten kommt. Im Falle von Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem
entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätte man
die Angelegenheit von vornherein bedacht.

( ...)"

Der Kläger zu 1) absolvierte zunächst vom 1.8.2007 bis zum 31.1.2010 in der Fa. I L e. K.
eine Ausbildung zum Groß- und Außenhandelskaufmann und arbeitete im Anschluss daran
als kaufmännischer Angestellter dort. Seit dem 1.5.2010 ist er in der Unternehmensführung
auf der Grundlage eines Vertrages vom 1.4.2010 tätig, der auszugsweise lautet:

"§ 1 Aufgabenbereich
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Der Kommanditist vertritt neben dem persönlich haftenden Gesellschafter die Gesellschaft
gerichtlich und außergerichtlich. Er führt die Geschäfte der Gesellschaft und hat die
verantwortliche Leitung des gesamten Geschäftsbetriebes.

Die Rechte und Pflichten des Kommanditisten ergeben sich, soweit dieser Vertrag nichts
anderes bestimmt, aus dem Gesellschaftsvertrag der L KG und den Gesetzen, insbesondere
dem HGB.

§ 2 Vertragsdauer/Beendigung

Dieser Vertrag beginnt am 01.05.2010 und wird auf unbestimmte Dauer geschlossen. Der
Vertrag endet mit Ablauf des Quartals, in dem die Kommanditistenstellung endet. Hiervon
unberührt bleibt das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund.

§ 3 Vertretungsbefugnis

Der Kommanditist ist neben dem alleinvertretungsberechtigten Komplementär ebenfalls
alleinvertretungsberechtigt.

§ 4 Arbeitszeit

Der Kommanditist ist an bestimmte Arbeitszeiten nicht gebunden.

§ 5 Bezüge

Der Kommanditist erhält als Vergütung für seine Tätigkeit eine monatliche Vergütung in Höhe
von Euro 5.000,00; diese Tätigkeitsvergütung ist zahlbar am Ende eines jeden Monats.

§ 6 Dienstwagen

Der Kommanditist dieses Vertrages erhält einen Firmenwagen, der auch zu privaten Zwecken
benutzt werden darf. Die auf die private Nutzung entfallende Steuer trägt der Kommanditist.

§ 7 Spesen und Auslagen

Dem Kommanditisten werden Reisekosten und sonstige Aufwendungen, soweit diese im
Interesse der Gesellschaft notwendig waren, gegen Einzelnachweise erstattet. Tages- und
Übernachtungsgelder können nach Wahl von dem Kommanditisten auch im Rahmen der
jeweils steuerlich zulässigen Sätze pauschal abgerechnet werden.

Der Kommanditist darf die erste Klasse der Bahn, bei Flugreisen die Business Class
benutzen.

§ 8 Fortzahlung der Bezüge im Krankheitsfall

Bei Arbeitsverhinderung des Geschäftsführers wegen Krankheit wird die Vergütung als
Vorabgewinn weiter gezahlt.

§ 9 Urlaub

Dem Kommanditisten wird in Ansehung seiner Unternehmensnachfolgeposition ein Urlaub
nach pflichtgemäßem Ermessen zugestanden.

§ 10 Nebentätigkeit
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Der Kommanditist hat der Gesellschaft sein Wissen und Können und seine gesamte
Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen.

§ 11 Beschlussbestimmung

Sollte eine der Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so wird die
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich,
die unwirksame Bestimmung durch eine Vereinbarung zu ersetzen, die der unwirksamen
Bestimmung in Interessenlage und Bedeutung möglichst nahe kommt. Entsprechendes gilt
für den Fall, dass die Regelungen dieses Vertrages eine von den Vertragsparteien nicht
beabsichtigte Lücke aufweisen."

Bis zum 30.4.2010 bestand für den Kläger zu 1) eine gesetzliche Krankenversicherung bei
der Beigeladenen zu 1). Seitdem ist er bei der T privat krankenversichert.

Am 11.5.2011 beantragte der Kläger zu 1) bei der Beklagten die Statusfeststellung. Im
Feststellungsbogen gab er unter anderem an, 2010 die allgemeine
Jahresarbeitsentgeltgrenze überschritten zu haben und sie voraussichtlich 2011 erneut zu
überschreiten. Im Formular für mitarbeitende Angehörige teilte er ein regelmäßiges
monatliches Arbeitsentgelt i.H.v. 6.000,00 Euro brutto sowie eine durchschnittliche
wöchentliche Arbeitszeit von 60 Stunden an 6 Arbeitstagen mit. Auf die Frage: "Wird die
Tätigkeit aufgrund einer mündlichen oder schriftlichen arbeitsvertraglichen Vereinbarung
ausgeübt?" kreuzte er "ja" an. Er sei nicht wie eine Arbeitskraft in den Betrieb eingegliedert
und nicht an Weisungen des Betriebsinhabers über die Ausführungen der Arbeit gebunden.
Die Frage "Hätte ohne die Mitarbeit des Angehörigen eine andere Arbeitskraft eingestellt
werden müssen?" verneinte er und fügte den Begriff "Unternehmensnachfolge" hinzu. Die
Privatentnahme/Tätigkeitsvergütung werde regelmäßig auf sein Privatkonto überwiesen und
entspreche nicht dem tariflichen oder ortsüblichen Lohn, wobei er als Grund
"Gewinnverteilungsabrede" angab. Lohnsteuer werde auf diese nicht entrichtet, auch werde
sie nicht als Betriebsausgabe verbucht. Er habe dem Betrieb weder Darlehen gewährt noch
Bürgschaften oder sonstige Sicherheiten für diesen übernommen. Die Vermögenswerte des
Betriebes stünden nicht in seinem (Mit-)Eigentum. Er sei schließlich auch nicht Verpächter,
Vermieter oder Überlassender der Betriebsstätte.

Mit Schreiben vom 30.6.2011 hörte die Beklagte daraufhin die Kläger zur beabsichtigten
Feststellung des Vorliegens einer abhängigen Beschäftigung an. Daraufhin ließen die Kläger
durch ihre Steuerberater vortragen, dass derzeit der Gesellschaftsvertrag unter
Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse seit dem 1.5.2010 überarbeitet werde, um
die gesellschaftsrechtliche Stellung des Klägers zu 1) als Unternehmensnachfolger in
weisungsgebender Funktion noch deutlicher zum Ausdruck zu bringen. Im Übrigen sprächen
bereits jetzt die tatsächlichen Verhältnisse gegen eine abhängige Beschäftigung. Eine
Weisungsgebundenheit bestehe nicht. Der Kläger zu 1) sei nicht wie eine fremde Arbeitskraft
in den Betrieb der Klägerin zu 2) eingegliedert.

Mit Schreiben vom 28.7.2011 legten die Kläger einen Gesellschaftsvertrag vom 27.7.2011
vor, der in folgenden Punkten von dem vorherigen abweicht:

"( ...)

§ 3 Gesellschafter; Einlage
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3.1 Der persönlich haftende Gesellschafter ist beteiligt mit einem festen Kapitalanteil von
10.000,00 EUR 3.2 Der Kommanditist ist beteiligt mit einem festen Kapitalanteil von
10.000,00 EUR 3.3 Der Komplementär hat seine Einlage dadurch erbracht, dass Herr I L
sämtliche Aktiva und Passiva sowie alle sonstigen Vermögensgegenstände der Einzelfirma I
L e. K. (Amtsgericht Q, HRA 000) gemäß der Bilanz des einzelkaufmännischen
Unternehmens zum 31.12.2009 und mit Wirkung zum 31.12.2009, 24:00 Uhr/1.1.2010, 0.00
Uhr auf die Gesellschaft übertragen hat. Die Sacheinlage wurden bis zu einem Wert von
10.000,00 Euro auf die Festeinlage angerechnet. Ein darüber hinausgehender Mehr- oder
Minderbetrag ist dem Kapitalkonto II von Herrn I L gutzuschreiben.

( ...)

§ 5 Geschäftsführung; Vertretung

5.1 Zur Geschäftsführung und Vertretung ist der Komplementär berechtigt und verpflichtet. Er
ist alleinvertretungsberechtigt und für Rechtsgeschäfte mit der Gesellschaft von den
Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die Rechte und Pflichten des Kommanditisten zur
Geschäftsführung und Vertretung ergeben sich aus § 7.1 dieses Vertrages; ihm wird Prokura
erteilt.

( ...)

§ 6 Vergütung des Komplementärs

6.1 Der Komplementär erhält als Gegenleistung für seine Geschäftsführung eine
Vorabvergütung auf den Gewinn von monatlich 5.000,00 EUR, die zum Ende des jeweiligen
Monats fällig ist. Diese Vergütung ist zu Beginn jedes Geschäftsjahres neu festzusetzen. Für
die Höhe der Neufestsetzung sind folgende Kriterien maßgebend: - die Entwicklung der
Lebenshaltungskosten; - die Entwicklung der Ertragslage der Gesellschaft; - die Entwicklung
des Haftungsrisikos des Komplementärs (auch aufgrund veränderter Umsätze). 6.2
Außerdem erstattet die Gesellschaft dem Komplementär sämtliche Auslagen für die
Geschäftsführung.

6.3 (gestrichen)

§ 7 Tätigkeit und Vergütung des Kommanditisten

7.1 Der Kommanditist ist über die Einlage seines Kapitalanteils hinaus verpflichtet, seine
Arbeitsleistung einzubringen: Dabei führt er die Geschäfte der Gesellschaft gemäß § 5 dieses
Vertrages und entgegen den Bestimmungen des § 164 S. 1 HGB selbständig neben dem
Komplementär und übernimmt die verantwortliche Leitung des gesamten Geschäftsbetriebs.
Dem Kommanditisten wird Prokura erteilt; er vertritt die Gesellschaft gerichtlich und
außergerichtlich, soweit § 170 HGB dem nicht entgegensteht; ihm wird
Alleinvertretungsberechtigung eingeräumt und er ist von den Beschränkungen des § 181
BGB befreit. Der Kommanditist arbeitet weisungsfrei, bei der Gestaltung seiner Arbeitszeiten
ist er frei. Der Anstellungsvertrag vom 01.04.2010 ist gegenstandlos. 7.2 Der Kommanditist
erhält als Gegenleistung für seine Tätigkeit eine Vorabvergütung auf den Gewinn in Höhe von
monatlich 5.000,- EUR, welche zum Ende des jeweiligen Monats fällig ist. Diese Vergütung
ist zu Beginn jedes Geschäftsjahrs neu festzusetzen. Für die Höhe der Neufestsetzung sind
folgende Kriterien maßgebend: - die Entwicklung der Lebenshaltungskosten; - die
Entwicklung der Ertragslage der Gesellschaft.
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Außerdem erstattet die Gesellschaft dem Kommanditisten sämtliche Auslagen für die
Geschäftsführung.

( ...)

§ 9 Gesellschafterbeschlüsse

( ...)

9.5 Gesellschafterbeschlüsse über die folgenden Maßnahmen bedürfen der Zustimmung
einer Mehrheit von 75 % der bei Beschlussfassung anwesenden, stimmberechtigten
Stimmen: ( ...) 6. Aufnahme neuer Gesellschafter; 7. alle Maßnahmen, bei denen der
Gesellschaftsvertrag dies an anderer Stelle ausdrücklich vorsieht.

§ 11 Ergebnisverteilung

( ...)

11.2 Die Gesellschafter können auf Vorschlag eines Gesellschafters beschließen, ob und in
welcher Höhe Gewinnanteile unabhängig von der Regelung in § 2 Satz 2 dieses Vertrages
den Kapitalkonten II als Rücklagen zugeschrieben werden, wenn dies aus kaufmännischer
Sicht erforderlich ist. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 75 %.

11.3 (gestrichen)

§ 12 Entnahmen

( ...)

12.2 Weitere Entnahmen bedürfen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung.

§ 19 Schlussbestimmungen

( ...)

19.3 Die Änderungen dieses Vertrages gelten mit Ausnahme der für ihre Wirksamkeit
zwingend in das Handelsregister einzutragenden Sachverhalte rückwirkend ab dem
01.05.2010.

( ...)"

Durch an den Kläger zu 1) und die "Fa. L e. K., vertreten durch den Komplementär"
adressierte Bescheide vom 27.9.2011 stellte die Beklagte fest, dass die Tätigkeit des Klägers
zu 1) als mitarbeitender Gesellschafter bei der Klägerin zu 2) seit dem 1.5.2010 im Rahmen
eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt werde und somit
Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung bestehe. In der
Gesamtwürdigung überwögen die Merkmale für ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis.
Der Kläger zu 1) verfüge aufgrund seines Anteiles am Stammkapital nicht über einen
maßgebenden Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft. Beschlüsse der Klägerin zu 2)
würden mit einfacher Mehrheit bzw. einer Mehrheit von 75 % gefasst. Der Komplementär
habe sich den maßgeblichen Einfluss innerhalb der Gesellschaft vorbehalten. Eine
Sperrminorität sei nicht gegeben. Der Kläger zu 1) sei zwar als Geschäftsführer eingestellt,
verfüge jedoch nicht als Einziger über die zur Führung des Unternehmens notwendigen
Branchenkenntnisse. Zudem sei ein Anstellungsvertrag geschlossen worden, den
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insbesondere eine feste monatliche Tätigkeitsvergütung kennzeichne. Demgegenüber
bestehe eine Gestaltungsfreiheit hinsichtlich Zeit, Ort und Art der Tätigkeit sowie eine
Gewinnbeteiligung, es bleibe aber eine Eingliederung in einen fremdbestimmten Betrieb
prägend.

Hiergegen legten die Kläger am 24.10.2011 Widerspruch ein. Die Bescheide seien bereits
formell rechtswidrig. In dem Bescheid an den Kläger zu 1) habe die Beklagte darauf
abgestellt, dass die Gesellschaftsvertragsänderung nur mit einer notariellen Bestätigung zu
berücksichtigen sei. Diese Auffassung sei zum einen gesellschaftsvertragsrechtlich
unzutreffend und hätte zum anderen Grund für eine erneute Anhörung gegeben. Im weiteren
Bescheid an die Klägerin zu 2) sei übersehen worden, dass die Stellungnahme auf die
Anhörung hin auch im Namen derselben erfolgt sei. Überdies sei der Bescheid an die Fa. I L
e. K. adressiert worden. In materiell-rechtlicher Hinsicht habe die Beklagte fehlerhaft die
Besonderheiten einer Familiengesellschaft nicht berücksichtigt. Nach der Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts (BSG) müsse ein Weisungsrecht nach Zeit, Dauer und Ort der
Arbeitsausführung bestehen. Ein solches werde in Familiengesellschaften regelmäßig - wie
hier - aus familiärer Rücksichtnahme nicht ausgeübt. Zwischen dem Kläger zu 1) und dem
Komplementär der Klägerin zu 2) bestehe ein vollständiges Einvernehmen. Die ursprüngliche
Verteilung der Geschäftsanteile habe allein den Hintergrund gehabt, dass im Falle eines
Verlustes dieser steuerlich gegen die Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung des
Komplementärs hätten gegengerechnet werden können. Keineswegs sei beabsichtigt
gewesen, ein Weisungsrecht gegenüber dem Kläger zu 1) zu begründen. Der Komplementär
habe sich vielmehr aufgrund des Erreichens des Renteneintrittsalters aus dem Unternehmen
zurückziehen wollen. Die formaljuristisch bestehende Möglichkeit, auf der Grundlage des
ursprünglichen Gesellschaftsvertrages Gesellschafterbeschlüsse gegen den Willen des
Klägers zu 1) herbeizuführen, sei weder beabsichtigt noch praktiziert worden. Tatsächlich
stehe ihm der Komplementär seit dem 1.5.2010 nur noch beratend zur Seite. Der Kläger zu
1) könne Verträge und Aufträge ohne Beschränkung und Abstimmung namens der
Gesellschaft abschließen bzw. vergeben.

Daraufhin half die Beklagte durch an die Kläger adressierte Bescheide vom 23.12.2011 dem
Widerspruch teilweise ab, indem sie die Ausgangsbescheide mit Wirkung ab dem 27.7.2011
aufhob. Die Verhältnisse hätten sich nun so maßgeblich geändert, dass eine Eingliederung
des Klägers zu 1) in die Arbeitsorganisation der Klägerin zu 2) nicht mehr vorliege.

Den Widerspruch im Übrigen wies die Beklagte durch Widerspruchsbescheide vom
10.5.2012 als unbegründet zurück. Es hätten sich gegenüber den Ausgangsbescheiden keine
neuen Erkenntnisse für den Zeitraum vom 1.5.2010 bis zum 26.7.2011 ergeben.

Hiergegen haben die Kläger am 13.6.2012 Klage zum Sozialgericht (SG) Detmold erhoben.

Sie haben zur Begründung ihr vorheriges Vorbringen vertieft und ergänzend im Wesentlichen
ausgeführt, die Beklagte verkenne die höchstrichterliche Rechtsprechung zur
Familiengesellschaft. Vor diesem Hintergrund sei der Einzelfall unzureichend und im
Ergebnis falsch gewürdigt worden. Die Frage familiärer Besonderheiten besitze gerade dort
Relevanz, wo ein Minderheitsgesellschafter in der Gesellschaft mitarbeite. Zwar habe der
Kläger zu 1) nicht die alleinigen Branchenkenntnisse besessen, aufgrund des Rückzuges des
Vaters aus dem Betrieb habe er diesen jedoch allein geführt. Die Beklagte habe zudem die
Motivationslage nach wie vor nicht aufgeklärt. Das unternehmerische Risiko des Klägers zu
1) liege darin, dass die Entnahmen gesellschaftsrechtlich der Gefahr des Verlustes
ausgesetzt seien. Das Indiz der Stimmenverteilung nach dem Wortlaut des ursprünglichen
Gesellschaftsvertrages sei durch die tatsächlichen Verhältnisse widerlegt. Dieser sei überdies
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auszulegen, zumal ein Personengesellschaftsvertrag grundsätzlich formfrei sei und auch
jederzeit formfrei geändert werden könne. Nach dem Rechtsgrundsatz "falsa demonstratio
non nocet" genieße das tatsächlich Gewollte Vorrang vor dem schriftlich Niedergelegten. Es
könne nicht ernsthaft davon ausgegangen werden, dass der Wortlaut des
Gesellschaftsvertrages im Hinblick auf die Verteilung der Stimmenmehrheit dem zum
damaligen Zeitpunkt tatsächlich Gewollten entsprochen habe. Vielmehr sei eine
Stimmenmehrheit des Komplementärs und die Möglichkeit, den Kläger zu 1) zu überstimmen,
tatsächlich gerade nicht gewollt gewesen. Dass die Verteilung der Stimmenanteile im
Verhältnis 100:1 offensichtlich nicht dem Willen der Vertragsparteien entsprochen habe,
zeige sich auch an der Änderung des Wortlautes und der Stimmenverteilung, nachdem die
Kläger die Abweichung von Wortlaut und tatsächlich Gewolltem erkannt hatten. Zudem sei
kein Ausgleich im Innenverhältnis nach der Vertragsanpassung erfolgt, was ebenfalls belege,
dass nun das ursprünglich Gewollte schriftlich niedergelegt worden sei.

Die Kläger haben schriftsätzlich sinngemäß beantragt,

unter Abänderung der Bescheide vom 27.9.2011 in Gestalt der Änderungsbescheide vom
23.12.2011 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 10.5.2012 festzustellen, dass die
Tätigkeit des Klägers zu 1) als mitarbeitender Kommanditist bei der Klägerin zu 2) in der Zeit
vom 1.5.2010 bis zum 26.7.2011 im Rahmen einer selbständigen Tätigkeit ausgeübt wurde
und keine Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung und nach
dem Recht der Arbeitsförderung besteht.

Die Beklagte hat schriftsätzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat Bezug genommen auf die Begründung ihrer Bescheide und Widerspruchsbescheide
und ergänzend im Wesentlichen ausgeführt: Die Nichtausübung des Weisungsrechts durch
den Komplementär sei unbeachtlich, solange die Rechtsposition nicht wirksam abbedungen
worden sei. Dies gelte auch in Fällen enger Verwandtschaftsverhältnisse zwischen den
Beteiligten. Es handele sich hier um einen in der betrieblichen Praxis nicht untypischen
Entwicklungsprozess des Hineinwachsens eines jüngeren Familienangehörigen in die
Unternehmensnachfolge.

Durch Beschluss vom 8.11.2012 sind die Beigeladenen zu 1) bis 2) zum Verfahren
beigeladen worden.

Der Rechtsstreit ist mit den Beteiligten am 29.5.2013 erörtert worden. Sie haben sich mit
einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

Durch Urteil vom 25.10.2013 hat das SG ohne mündliche Verhandlung der Klage teilweise
stattgegeben und die angefochtenen Bescheide insoweit abgeändert, als die Beklagte darin
die Versicherungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung vom 1.1.2011 bis zum
26.7.2011 festgestellt hatte. Für das Jahr 2011 bestehe wegen des Überschreitens der
Jahresarbeitsentgeltgrenze Versicherungsfreiheit in diesen Zweigen der Sozialversicherung.
Im Übrigen hat das SG die Klage unter Annahme einer abhängigen Beschäftigung
abgewiesen. Der Anstellungsvertrag vom 1.4.2010 und der Gesellschaftsvertrag vom
13.4.2010 rechtfertigten diese in der Gesamtschau. Die vorhandene Rechtsmacht entfalle
auch nicht dadurch, dass in "ruhigen Zeiten" von ihr aus familiärer Rücksichtnahme kein
Gebrauch gemacht werde. Im Übrigen wird auf den Inhalt der Entscheidungsgründe Bezug
genommen.
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Am 31.10.2013 ist das Urteil den Klägerbevollmächtigten zugestellt worden. Daraufhin haben
die Kläger zunächst am 14.11.2013 einen Antrag auf Tatbestandsberichtigung gestellt und
sodann am 29.11.2013 Berufung eingelegt. Das SG hat den Antrag durch Beschluss vom
15.12.2013 abgelehnt.

Die Kläger tragen zur Begründung ihrer Berufung unter Vertiefung ihres vorherigen Vortrages
vor: Die Rechtsauffassung der Beklagten und des SG beruhe - abgesehen von einer
Verletzung der Amtsermittlungspflicht - auf einem zentralen Missverständnis. Nach den
Vorgaben des Gesetzgebers und der Rechtsprechung komme es darauf an, ob der Kläger zu
1) weisungsfrei arbeiten könne oder nicht. Für diese tatsächliche Frage sei auf den Willen der
Beteiligten abzustellen. Denn die Weisungsabhängigkeit könne sich ausschließlich aus den
getroffenen vertraglichen Vereinbarungen ergeben. Insoweit folge das Sozialrecht dem
Zivilrecht. Dort bestehe der Vorrang des von den Parteien wirklich Gewollten vor dem
schriftlich Niedergelegten. Gewollt gewesen sei eine Kapitalmehrheit des Vaters des Klägers
zu 1), nicht jedoch eine Stimmenmehrheit. Der Fehler beruhe auf der Verwendung eines
Vertragsmusters, bei dessen Anpassung die Differenzierung übersehen worden sei. Aufgrund
der von Anfang an gewollten Stimmenverteilung nach Kopfteilen entfalle die Annahme eines
Weisungsrechtes. Dafür sprächen zudem die sonstigen Umstände. Die Entnahme von
5.000,00 Euro pro Monat stelle auch vor dem Hintergrund der Pflicht zur Einbringung seiner
Arbeitsleistung kein festes Gehalt des Klägers zu 1) dar. Schließlich habe das BSG seine
jahrzehntelange Rechtsprechung zur Familiengesellschaft noch nicht ausdrücklich
aufgegeben. Die Rechtsprechung aus dem Jahre 2012 sei überdies 2010 noch nicht bekannt
gewesen, die Beklagte müsse sich daher zumindest in einem solchen Altfall an der früheren
Rechtsprechung festhalten lassen.

Die Kläger beantragen,

das Urteil des Sozialgerichts Detmold vom 25.10.2013 zu ändern und unter Aufhebung der
Bescheide der Beklagten vom 27.9.2011 in der Fassung der Änderungsbescheide vom
23.12.2011 in der Gestalt der Widerspruchbescheide vom 10.5.2012 festzustellen, dass für
die Tätigkeit des Klägers zu 1) bei der Klägerin zu 2) als mitarbeitender Kommanditist im
Zeitraum vom 1.5.2010 bis zum 31.12.2010 keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Krankenversicherung, der sozialen Pflegeversicherung, der gesetzlichen Rentenversicherung
und nach dem Recht der Arbeitsförderung und im Zeitraum vom 1.1.2011 bis zum 26.7.2011
keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der
Arbeitsförderung bestanden hat.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Beklagte tritt der Berufung entgegen und verteidigt das erstinstanzliche Urteil, soweit
darin die Klage abgewiesen worden ist. Die neuere Rechtsprechung des BSG habe die
Bedeutung der Rechtsmacht in Familiengesellschaften bestätigt und betreffe auch den Fall
der Kläger.

Die Beigeladenen zu 1) bis 2) sowie die durch Beschluss vom 3.6.2014 verfahrensbeteiligte
Beigeladene zu 3) stellen keine Anträge.

Der Rechtsstreit ist am 24.9.2014 mündlich verhandelt worden. Der Senat hat Beweis
erhoben durch Vernehmung des Notars T und des Steuerberaters M.
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Die Beklagte hat den angefochtenen Bescheid im Verhandlungstermin im Umfang der
ausdrücklichen Feststellung der abhängigen Beschäftigung aufgehoben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten, insbesondere die Sitzungsniederschriften, und der Verwaltungsakte der
Beklagten, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Der Senat hat in Abwesenheit der Beigeladenen zu 1) bis 3) verhandeln und entscheiden
können, da er sie mit den ordnungsgemäßen Terminsnachrichten auf diese Möglichkeit
hingewiesen hat.

I. Die Berufung der Kläger ist zulässig. Sie ist insbesondere gemäß §§ 143, 144
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft sowie form- und fristgerecht erhoben worden (§§ 151
Abs. 1, 64 Abs. 2, Abs. 3 SGG). Die vollständige Entscheidung ist den
Klägerbevollmächtigten am 31.10.2013 zugestellt worden. Die Berufungsschrift ist bei dem
erkennenden Gericht am 29.11.2013 eingegangen.

II. Die Berufung ist jedoch unbegründet.

Streitgegenstand sind die Bescheide vom 27.9.2011 in der Fassung der Änderungsbescheide
vom 23.12.2011 in der Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 10.5.2012 sowie des Urteils
vom 25.10.2013, soweit es mangels (Anschluss-)Berufung der Beklagten in Rechtskraft
erwachsen ist.

Die gegen diese Bescheide in zulässiger Weise erhobene Anfechtungs- und die auf
Feststellung des Nichtbestehens der Versicherungspflicht des Klägers zu 1) in der
gesetzlichen Krankenversicherung, sozialen Pflegeversicherung, gesetzlichen
Rentenversicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung vom 1.5.2010 bis zum
31.12.2010 und zur gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der
Arbeitsförderung vom 1.1.2011 bis zum 26.7.2011 gerichtete Klage hat in der Sache keinen
Erfolg.

1. Die angefochtenen Bescheide vom 27.9.2011 sind formell rechtmäßig.

Es kann letztlich dahingestellt bleiben, ob der Bescheid vom 27.9.2011, gerichtet an "I L e.K."
eine ordnungsgemäße Bekanntgabe im Sinne von § 39 Abs. 1 SGB X gegenüber der
Klägerin zu 2) darstellt. Denn jedenfalls sind die nachfolgenden Bescheide, welche die
nunmehr zur Entscheidung stehenden Regelungen beinhalten, unstreitig ordnungsgemäß
bekannt gegeben worden.

Ein Anhörungsmangel (§ 24 Abs. 1 SGB X) ist nicht ersichtlich. Auch wenn die Beklagte
ausweislich der Begründung des Ausgangsbescheides verkannt hat, dass die Stellungnahme
der Steuerberater im Anhörungsverfahren im Auftrag beider Kläger erfolgt ist, so hat sie sich
inhaltlich damit auseinandergesetzt.

2. Die streitgegenständlichen Bescheide sind auch materiell rechtmäßig und verletzen die
Kläger nicht nach § 54 Abs. 2 Satz 1 SGG in ihren Rechten. Denn die Beklagte hat zu Recht
nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV bezüglich der von dem Kläger zu 1) ausgeübten
Beschäftigung als mitarbeitender Kommanditist der Klägerin zu 2) seine Versicherungspflicht
zur gesetzlichen Krankenversicherung, sozialen Pflegeversicherung, gesetzlichen
Rentenversicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung vom 1.5.2010 bis zum

122

123

124

125

126

127

128

129

130

131

132



31.12.2010 und zur gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der
Arbeitsförderung vom 1.1.2011 bis zum 26.7.2011 angenommen. Das SG hat die Klage
insoweit zu Recht abgewiesen.

Die Versicherungspflicht des Klägers zu 1) in der Kranken-, Pflege-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung ergibt sich aus § 5 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch
(SGB V), § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI), § 1 Satz 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) und § 25 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Drittes
Buch (SGB III), da er in den Streitzeiträumen bei der Klägerin zu 2) gegen Arbeitsentgelt
abhängig beschäftigt gewesen ist.

Beurteilungsmaßstab für das Vorliegen einer abhängigen Beschäftigung ist § 7 Abs. 1 SGB
IV. Danach ist Beschäftigung die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem
Arbeitsverhältnis. Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG setzt eine Beschäftigung
voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Bei einer
Beschäftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der Beschäftigte in den
Betrieb eingegliedert ist und er dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Demgegenüber ist eine
selbständige Tätigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein
einer eigenen Betriebsstätte, die Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft und die
im Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand
abhängig beschäftigt oder selbstständig tätig ist, richtet sich ausgehend von den genannten
Umständen nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hängt davon ab, welche Merkmale
überwiegen (st. Rspr.; vgl. zum Ganzen z.B. BSG, Urteil v. 29.8.2012, B 12 R 14/10 R, USK
2012-82; BSG, Urteil v. 25.4.2012, B 12 KR 24/10 R, SozR 4-2400 § 7 Nr. 15; BSG, Urteil v.
11.3.2009, B 12 KR 21/07 R, USK 2009-25; BSG, Urteil v. 18.12.2001, B 12 KR 10/01 R,
SozR 3-2400 § 7 Nr. 20; zur Verfassungsmäßigkeit dieser Abgrenzung: BVerfG, Beschluss
vom 20.5.1996, 1 BvR 21/96, SozR 3-2400 § 7 Nr. 11).

Bei der Feststellung des Gesamtbilds kommt dabei den tatsächlichen Verhältnissen nicht
voraussetzungslos ein Vorrang gegenüber den vertraglichen Abreden zu (vgl. BSG, Urteil v.
29.8.2012, a.a.O., juris; ebenso Urteil v. 25.1.2006, B 12 KR 30/04 R, USK 2006-8; Urteil v.
28.5.2008, B 12 KR 13/07 R, Die Beiträge, Beilage 2008, 333, 341 f.): Nach den vom BSG
entwickelten Grundsätzen sind die das Gesamtbild bestimmenden tatsächlichen Verhältnisse
die rechtlich relevanten Umstände, die im Einzelfall eine wertende Zuordnung zum Typus der
abhängigen Beschäftigung erlauben. Ob eine "Beschäftigung" vorliegt, ergibt sich aus dem
Vertragsverhältnis der Beteiligten, so wie es im Rahmen des rechtlich Zulässigen tatsächlich
vollzogen worden ist. Ausgangspunkt ist daher zunächst das Vertragsverhältnis der
Beteiligten, so wie es sich aus den von ihnen getroffenen Vereinbarungen ergibt oder sich
aus ihrer gelebten Beziehung erschließen lässt. Eine im Widerspruch zu ursprünglich
getroffenen Vereinbarungen stehende tatsächliche Beziehung und die hieraus gezogene
Schlussfolgerung auf die tatsächlich gewollte Natur der Rechtsbeziehung gehen der nur
formellen Vereinbarung vor, soweit eine - formlose - Abbedingung rechtlich möglich ist.
Umgekehrt gilt, dass die Nichtausübung eines Rechts unbeachtlich ist, solange diese
Rechtsposition nicht wirksam abbedungen ist. Zu den tatsächlichen Verhältnissen in diesem
Sinne gehört daher unabhängig von ihrer Ausübung auch die einem Beteiligten zustehende
Rechtsmacht. In diesem Sinne gilt, dass die tatsächlichen Verhältnisse den Ausschlag geben,
wenn sie von Vereinbarungen abweichen. Maßgeblich ist die Rechtsbeziehung so, wie sie
praktiziert wird, und die praktizierte Beziehung so, wie sie rechtlich zulässig ist (BSG, Urteil v.
28.9.2011, B 12 R 17/09 R, juris; Senat, Urteil v. 29.6.2011, L 8 (16) R 55/08, juris).
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Nach diesen Grundsätzen ist auch zu beurteilen, ob der Geschäftsführer einer KG zu dieser
in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis steht (BSG, Urteil v. 29.8.2012, a.a.O.). Der
neben dem Komplementär mit der Geschäftsführung betraute Kommanditist einer KG ist
dabei weder wegen seiner Organstellung noch deshalb von einer abhängigen Beschäftigung
ausgeschlossen, weil er gegenüber Arbeitnehmern der KG Arbeitgeberfunktionen ausübt.
Denn auch wer Arbeitgeberfunktionen ausübt, kann seinerseits bei einem Dritten persönlich
abhängig beschäftigt sein. Maßgebend ist vor allem die Bindung des geschäftsführenden
Kommanditisten an das willensbildende Organ, in der Regel die Gesamtheit der
Gesellschafter (vgl. zum GmbH-Gesellschafter BSG, Urteil v. 6.3.2003, B 11 AL 25/02 R,
SozR 4-2400 § 7 Nr. 1 m.w.N.). Insoweit ist von besonderer Bedeutung, ob ein
geschäftsführender Kommanditist aufgrund seiner Gesellschafterstellung maßgeblichen
Einfluss auf die Willensbildung der KG hat und damit Beschlüsse und Einzelweisungen an
sich jederzeit verhindern kann (vgl. zum GmbH-Gesellschafter BSG, Urteil v. 8.8.1990, 11
RAr 77/89, SozR 3-2400 § 7 Nr. 4). Ist dies der Fall, ist ein abhängiges
Beschäftigungsverhältnis zu verneinen, weil der geschäftsführende Kommanditist mit Hilfe
seiner Gesellschafterrechte die für das Beschäftigungsverhältnis typische Abhängigkeit
vermeiden kann (vgl. zum GmbH-Gesellschafter BSG, Urteil v. 6.2.1992, 7 RAr 134/90, SozR
3-4100 § 104 Nr. 8). Darüber hinaus ist von Bedeutung, ob sein Einfluss auf die
Willensbildung der KG aufgrund besonderer Einzelfallumstände unabhängig von seiner
Gesellschafterstellung so erheblich ist, dass ihm gegenüber nicht genehme Beschlüsse und
jede Weisung ausgeschlossen sind und er die Geschäfte nach eigenem Gutdünken führen,
d.h. frei schalten und walten kann. Dann ist eine persönliche Abhängigkeit auch bei Diensten
höherer Art zu verneinen, weil die Gesellschafter tatsächlich keinerlei Einfluss auf die
Geschicke der Gesellschaft nehmen und sich der Geschäftsführer nur in die von ihm selbst
gegebene Ordnung des Betriebes einfügt (BSG, Urteil v. 14.12.1999, B 2 U 48/98 R, USK
9975; BSG, Urteil vom 11.2.1993, 7 RAr 48/92, USK 9347; vgl. insgesamt: Senat, Urteil vom
17.10.2012, L 8 R 545/11, juris).

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze spricht unter Abwägung aller Umstände des
Einzelfalls sowohl in vertraglicher als auch in tatsächlicher Hinsicht überwiegendes dafür,
dass der Kläger zu 1) vom 1.5.2010 bis zum 27.7.2011 bei der Klägerin zu 2) im Rahmen
eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses tätig gewesen ist.

a) Ausgangspunkt der Prüfung ist der Vertrag vom 1.4.2010, der das Vertragsverhältnis
zwischen den Klägern bestimmt. Hierbei handelt es sich der Sache nach um einen
Anstellungsvertrag und nicht um eine gesellschaftsvertragliche Regelung.

Für dieses Verständnis des Vertrages sprechen zunächst § 7.1 Satz 2 des
Gesellschaftsvertrages vom 13.4.2010, wonach Art und Umfang der "Arbeitsleistung" des
Klägers zu 1) sowie seine Vergütung sich "aus dem gesonderten abgeschlossenen
Anstellungsvertrag vom 01. April 2010" ergeben sowie § 1 Abs. 2 des auf diese Weise in
Bezug genommenen Vertrages vom 1.4.2010, wonach sich die Rechte und Pflichten des
Klägers zu 1) aus dem Gesellschaftsvertrag ergeben, "soweit dieser Vertrag" - gemeint ist
derjenige vom 1.4.2010 - nichts anderes bestimmt.

Soweit § 1 Abs. 1 Satz 1 des Vertrages vom 1.4.2010 dem Kläger zu 1) die gerichtliche und
außergerichtliche Vertretung der Gesellschaft neben dem persönlich haftenden
Gesellschafter einräumt und ihm daher offenbar eine organschaftliche Stellung verschaffen
soll, ist dies im Hinblick auf § 170 HGB, wonach der Kommanditist zur Vertretung der
Gesellschaft nicht berechtigt ist, unwirksam.
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Soweit der Kläger zu 2) nach § 1 Abs. 1 Satz 2 des Vertrages vom 1.4.2010 die Geschäfte
der Gesellschaft führt und die verantwortliche Leitung des gesamten Geschäftsbetriebes
innehat, mag dies auf § 164 HGB hinzielen, wonach Kommanditisten von der Führung der
Geschäfte der Gesellschaft ausgeschlossen sind. Unabhängig von der Frage der
Wirksamkeit dieser Regelung spricht jedenfalls der Umstand, dass sie außerhalb des
Gesellschaftsvertrages getroffen worden ist, dagegen, dass eine Ausweitung der
gesellschaftsrechtlichen Befugnisse des Klägers zu 1) beabsichtigt war, sondern vielmehr die
Begründung eines Anstellungsvertrages.

Die weiteren Regelungen des Vertrages vom 1.4.2010 enthalten überwiegend
arbeitsvertragstypische Elemente. Das gilt für die Vereinbarung fester Bezüge (§ 5), die nur
für den Fall der Krankheit als Vorabgewinn gezahlt werden (§ 8), die Dienstwagenregelung (§
6), den Anspruch auf Ersatz von Spesen und Auslagen (§ 7), die grundsätzliche Einräumung
eines Urlaubsanspruchs (§ 9) und die Nebentätigkeitsregelung (§ 10). Die darin geregelte
Verpflichtung des Klägers zu 1), der Klägerin zu 2) seine gesamte Arbeitskraft zur Verfügung
zu stellen, relativiert im Übrigen § 4, wonach er an bestimmte Arbeitszeiten nicht gebunden
ist. § 4 ist insoweit Ausfluss des Umstandes, dass der Kläger zu 1) Tätigkeiten höherer Art
leistet, bei denen die Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers von vornherein
eingeschränkt und zur dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess verfeinert ist (vgl. BSG, Urteil
v. 18.12.2001, B 12 KR 10/01 R, SozR 3-2400 § 7 Nr. 20; Senat, Urteil v. 17.10.2012, L 8 R
545/11, juris). Auch bei leitenden Angestellten ist eine Vertrauensarbeitszeit keineswegs
unüblich. Bei dem vom Kläger zu 1) im Feststellungsbogen angegebenen zeitlichen Umfang
seiner Tätigkeit von 60 Stunden pro Woche bedarf es auch keiner näheren Weisungen zur
Lage der Arbeitszeit mehr.

b) Auf dieser vertraglichen Grundlage ist der Kläger zu 1) (auch) ab dem 1.5.2010 in einem
fremden Betrieb, nämlich dem der Klägerin zu 2), tatsächlich tätig geworden. Während dieser
Tätigkeit war er umfassend in den Betrieb und folglich in eine ihm vorgegebene Organisation
eingegliedert. Der Kläger zu 1), der verpflichtet war, der Klägerin zu 2) seine gesamte
Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen, ist ausschließlich ausgehend von den Betriebsräumen
der Klägerin zu 2) mit den dort vorgehaltenen Betriebsmitteln und unter Nutzung der
betrieblichen Infrastruktur tätig geworden. Hierbei unterlag er einem Weisungsrecht der
Klägerin zu 2) bezüglich Ort, Zeit sowie Art und Weise der Tätigkeit, da der
Gesellschafterversammlung der Klägerin zu 2) die insoweit maßgebliche abstrakte
Rechtsmacht zustand.

aa) Nach § 9 Ziff. 9.3 des Gesellschaftsvertrages gewähren je 100 EUR eines Kapitalanteils
eine Stimme. Gesellschafterbeschlüsse werden entweder - in den Fällen von § 9 Ziff. 9.4. -
mit einfacher Mehrheit oder - in den Fällen von § 9 Ziff. 9.5. - mit einer Mehrheit von 75 % der
Stimmen gefasst. Auf der Grundlage der in § 3 geregelten Kapitalanteile verfügten im
Streitzeitraum der Kläger zu 1) mithin über eine Stimme, der Komplementär der Klägerin zu
2) über 100 Stimmen (entsprechend 99,01 %). Unabhängig von einfachen oder qualifizierten
Mehrheitserfordernissen hatte der Komplementär der Klägerin zu 2) damit die Rechtsmacht,
sämtliche Entscheidungen der Gesellschafterversammlung auch gegen den Willen des
Klägers zu 1) zu bestimmen und dementsprechend diesem auch in seiner Eigenschaft als
Mitarbeiter der Klägerin zu 2) nicht genehme Weisungen zu erteilen. Eine (umfassende)
Sperrminorität, die es dem Kläger zu 1) ermöglicht hätte, ihm unliebsame Weisungen der
Gesellschaft an sich zu verhindern, enthält der Gesellschaftsvertrag vom 13.4.2010 nicht.

bb) Die Mehrheitsregelungen in § 9 des Gesellschaftsvertrages lassen sich nicht nach dem
Grundsatz "falsa demonstratio non nocet" dahingehend auslegen, dass entweder die
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Gesellschafter abweichend vom Wortlaut gleiche Stimmrechte haben sollten oder dass sich
die Mehrheit nach der Zahl der Gesellschafter richten sollte. Ein dahingehender wirklicher
Wille der Gesellschafter bei Abschluss des Gesellschaftsvertrages (vgl. zu diesem Kriterium
BGH, Urteil v. 7.12.2001, V ZR 65/01, NJW 2002, 1038 ff.; Urteil v. 13.8.1996, XI ZR 218/95,
NJW-RR 1458; Reichold in jurisPK-BGB, 7. Aufl. 2014, § 133 Rdnr. 18; Singer in Staudinger,
BGB, Neubearbeitung 2012, § 133 Rdnr. 13; jeweils m.w.N. auch zur älteren
Rechtsprechung) lässt sich nicht feststellen.

(1) Der Komplementär der Klägerin zu 2) hat zum tatsächlichen Ablauf des Vertragsschlusses
unwidersprochen erklärt, der Vertragsentwurf stamme vom Steuerberater, dem Zeugen M.
Auf diesen habe man sich verlassen. Der Vertragstext sei bei seiner Unterzeichnung durch
den Notar, den Zeugen T, entsprechend allgemeinen Gepflogenheiten bei notariellen
Beurkundungen verlesen worden. Er könne sich nicht daran erinnern, dass über die
Mehrheitsregelungen in § 9 gesprochen worden sei. Diese Angaben stimmen mit denjenigen
der Zeugen M und T überein. Insbesondere der Zeuge T hat ausgesagt, er habe bei einem
Vorgespräch den Zeugen M über die divergierenden Kapitalbeteiligungen und Stimmrechte
befragt. Der Zeuge M habe ihm die ertragssteuerrechtlichen Hintergründe der Kapitalanteile
und die aus der Verteilung folgenden Verlustverrechnungsmöglichkeiten für den
Komplementär der Klägerin zu 2) informiert. Man sei übereingekommen, die Stimmrechte
nicht mit den Gesellschaftern zu problematisieren, weil es sich um eine Familiengesellschaft
handele und die Frage unterschiedlicher Stimmverhältnisse dort nicht zum Tragen kommen
werde. Jedenfalls in seiner Gegenwart sei die Frage der Stimmrechtsverteilung mit den
Gesellschaftern zu keinem Zeitpunkt diskutiert worden. Der Zeuge M hat bekundet, er habe
den Vertrag aus einer Formularsammlung abgeschrieben, die einen Gleichklang zwischen
Kapital und Stimmrechten vorsehe. Er habe die Regelung wegen der familienrechtlichen
Bindungen nicht für problematisch gehalten und sie auch weder mit dem Kläger zu 1) noch
mit dem Komplementär der Klägerin zu 2) besprochen.

(2) Der Senat hat keine Bedenken, den Angaben der Gesellschafter und den Bekundungen
der Zeugen zu folgen. Sie stimmen in allen wesentlichen Punkten überein und schildern den
Geschehensablauf in sich widerspruchsfrei. Insbesondere ist glaubhaft, dass es dem Zeugen
M in erster Linie um eine den steuerlichen Interessen der Gesellschafter entgegenkommende
Gestaltung des Gesellschaftsvertrages ging. Da er davon ausging, dass sich die
vertragschließenden Parteien in vollem Umfang auf die Empfehlungen ihres Steuerberaters
verlassen würden, hat auch der Zeuge T von einer abweichenden Beratung abgesehen.

(3) Angesichts dessen lässt sich als wirklicher Wille der Gesellschafter nur feststellen, dass
diese den von ihrem Steuerberater, dem Zeugen M, entworfenen Vertrag genauso wie
vorgeschlagen schließen wollten, d.h. mit der vom gesetzlichen Leitbild der §§ 119 Abs. 2,
161 Abs. 2 HGB, wonach in der Gesellschafterversammlung im Zweifel die Mehrheit der
Gesellschafter entscheidet, abweichenden Regelung der Mehrheit nach Kapitalanteilen. Für
die Richtigkeit dieser Beurteilung spricht im Übrigen, dass auch im Gesellschaftsvertrag vom
27.7.2011 nicht etwa eine Verteilung der Stimmrechte nach Köpfen erfolgt ist, sondern
stattdessen bei Fortbestand der Mehrheitsregelung nach Stimmrechten eine - bei Abschluss
des Gesellschaftsvertrages vom 13.4.2010 aus steuerrechtlichen Gründen gerade noch nicht
gewollte - Kapitalaufstockung auf Seiten des Klägers zu 1) stattgefunden hat. Da der
wirkliche Wille und der im Vertrag niedergelegte Wille der Gesellschafter damit in vollem
Umfang übereinstimmen, liegt kein Anwendungsfall des Grundsatzes "falsa demonstratio non
nocet" vor. Ein Rechtsgrundsatz dahingehend, dass Vertragserklärungen abweichend von
ihrem Wortlaut und dem wirklichen Willen der Parteien so auszulegen sind, wie sie von den
vertragschließenden Parteien bei sachgerechter Beratung vernünftigerweise hypothetisch
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abgegeben worden wären, ist dem deutschen Recht dagegen fremd.

(4) Dem tatsächlichen Anliegen der Kläger, die Rechtsfolgen ihrer aus steuerrechtlichen
Gründen gewollten Vereinbarungen nicht auf dem Gebiet des Sozialrechts eintreten lassen
zu wollen, ist kein Erfolg beschieden. Es unterliegt nicht ihrer Disposition, die Wirkungen des
Vertragsverhältnisses nach Maßgabe ihrer Individualnützlichkeit auf bestimmte
Rechtsgebiete zu beschränken (BSG, Urteil v. 24.1.2007, B 12 KR 31/06 R; LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil v. 25.10.2013, L 1 KR 165/11, jeweils zitiert nach juris).

cc) Die getroffenen Mehrheitsregelungen sind vor dem 27.7.2011 nicht abbedungen worden.
Hierzu hätte es im Hinblick auf das in § 19 Ziff. 19.1 geregelte qualifizierte
Schriftformerfordernis einer mindestens privatschriftlichen Vereinbarung bedurft, wofür nichts
ersichtlich oder vorgetragen ist. Eine Änderung der Mehrheitserfordernisse ergab sich erst
durch die Kapitalerhöhung gemäß dem Gesellschaftsvertrag vom 27.7.2011, wodurch - wie
von der Beklagten zutreffend angenommen - nur mit Wirkung für die Zukunft auch die
Rechtsmacht innerhalb der Gesellschafterversammlung geändert worden ist.

dd) Gegen eine umfassende Handlungsfreiheit des Klägers zu 1) spricht weiter der bereits
dargelegte Umstand, dass nur der Komplementär der Klägerin zu 2) ihr
vertretungsberechtigtes Organ sein kann. Auch die Befreiung des Klägers zu 1) von den
Beschränkungen des § 181 BGB ändert hieran nichts, zumal dies gerade bei kleineren
Gesellschaften nicht unüblich ist und erst recht nicht zwingend für Selbständigkeit spricht (vgl.
BSG, Urteil v. 29.8.2012, a.a.O., m.w.N.).

ee) Soweit der Komplementär der Klägerin zu 2) auf ausdrückliches Befragen seines
Bevollmächtigten erklärt hat, er habe das ihm zustehende Weisungsrecht gegenüber dem
Kläger zu 1) weder hätte haben noch ausüben wollen, führt dies zu keinem anderen
Ergebnis. Der Bevollmächtigte der Kläger verkennt insoweit die Bedeutung der vereinbarten
rechtlichen Rahmenbedingungen. Die gesellschaftsvertraglichen Regelungen können nicht
durch den Willen, nicht von ihnen Gebrauch machen zu wollen, stillschweigend abbedungen
werden (BSG, Urteil v. 29.8.2012, a.a.O.). Erst recht gilt dies, wenn von rechtlich
zustehenden Gesellschafterrechten aus Gründen familiärer Rücksichtnahme solange kein
Gebrauch gemacht wird, wie das Einvernehmen der Familienmitglieder gewahrt bleibt. Im
Falle eines - bei Beginn des Vertragsverhältnisses, auf den es entscheidend ankommt, nie
auszuschließenden - familiären Zerwürfnisses käme allein die den einzelnen
Familienmitgliedern zustehende Rechtsmacht zum Tragen, sodass auch nach den tatsächlich
gelebten Verhältnissen eine Weisungsunterworfenheit bestünde. Eine solche "Schönwetter-
Selbständigkeit" ist mit Blick auf das Erfordernis der Vorhersehbarkeit
sozialversicherungsrechtlicher Tatbestände schwerlich hinnehmbar (BSG, Urteil v. 29.8.2012,
a.a.O.).

ff) Es ist schließlich weder vorgetragen noch ersichtlich, dass der Kläger zu 1) über alleinige
Branchenkenntnisse verfügt hätte. Auch die Anhörung durch den Senat hat dieses nicht
ergeben. Der Kläger zu 1) hat vielmehr die wesentlich größere Erfahrung seines Vaters
bestätigt, die dieser auch noch in den Betrieb einbringt.

c) Wesentliche für Selbständigkeit sprechende Kriterien sind ebenfalls nicht zu erkennen.

aa) Der Kläger zu 1) besaß keine eigene Betriebsstätte und trug zudem kein wesentliches
Unternehmerrisiko. Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG (vgl. z.B. BSG, Urteil v.
28.5.2008, B 12 KR 13/07 R, USK 2008-45) ist maßgebliches Kriterium dafür, ob eigenes
Kapital oder die eigene Arbeitskraft auch mit der Gefahr des Verlustes eingesetzt wird, der
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Erfolg des Einsatzes der sächlichen oder persönlichen Mittel also ungewiss ist. Eine solche
Ungewissheit ist nicht festzustellen.

Der Kläger zu 1) bezog im Streitzeitraum ein monatliches Festgehalt (zusätzlich -
arbeitnehmertypisch - vermögenswirksame Leistungen i.H.v. 320,00 Euro (2010) und 80,00
Euro (2011) ohne entsprechende vertragliche Vereinbarung) und haftete lediglich mit seiner
Kapitaleinlage von 100,00 Euro. Die vereinbarte Gewinn-/Verlustbeteiligung im Verhältnis der
festen Kapitalanteile (§ 11 Ziffer 11.1 Gesellschaftsvertrag - beide Fassungen -) stellt kein
relevantes Unternehmerrisiko dar, da sie nicht mit einer Steigerung der unternehmerischen
Chancen verbunden ist. Es bestand unabhängig vom Unternehmenserfolg der Anspruch auf
eine feste Vergütung von 5.000,00 Euro monatlich, sodass der Kläger zu 1) seine Arbeitskraft
nicht mit unsicherer Aussicht einzusetzen brauchte.

Der Kläger zu 1) hatte Anspruch auf Vergütung ohne Leistung in Urlaubszeiten, auch wenn
diese nicht genauer festgelegt worden sind. Dass eine Regelung über die Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall fehlt, kann nur als schwaches Indiz für eine abweichende Risikoverteilung und
somit gewollte Selbständigkeit angesehen werden.

Eine erfolgsbezogene Vergütung (z. B. in Form einer Tantieme oder Provision) ist im Vertrag
vom 1.4.2010 weder vereinbart noch von der Klägerin zu 1) ausgeschüttet worden.

Dass die Vergütung ab 2010 als Entnahme und nicht als Aufwand gebucht und hierauf keine
Lohnsteuer abgeführt worden ist, fällt schließlich nicht wesentlich ins Gewicht.

bb) Etwaigen unternehmerischen Risiken standen zudem keine erweiterten
Gestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich des Einsatzes der eigenen Arbeitskraft gegenüber. Der
Kläger zu 1) durfte nicht für andere Auftraggeber tätig werden. § 10 des Vertrages vom
1.4.2010 weist zwar in der Überschrift den Begriff "Nebentätigkeit" auf, schließt eine solche
nach dem Wortlaut jedoch aus, da der Kläger zu 1) danach der Klägerin zu 2) seine gesamte
Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen hat. Damit korrespondieren seine Angaben im
Feststellungsbogen, wonach er seiner Arbeit an sechs Tagen pro Woche im Umfang von 60
Stunden nachgehe. Abgesehen davon konnte er seine Tätigkeit und Zeit nur in dem
betrieblich vorgegebenen Rahmen frei gestalten.

d) Weitere in die Gesamtabwägung einzustellende Gesichtspunkte sind weder vorgetragen
noch ersichtlich. Es spricht überwiegendes dafür, dass der Kläger zu 1) mit einem
beherrschenden Gesellschafter kraft tatsächlicher faktischer oder wirtschaftlicher
Einflussmöglichkeit nicht verglichen werden kann.

e) Die Voraussetzungen für eine Versicherungsfreiheit in der Kranken- und
Pflegeversicherung - Überschreiten der jeweils maßgeblichen Jahresarbeitsentgeltgrenze -
sind für den diesbezüglich nur noch streitigen Zeitraum nicht erfüllt (§ 6 Abs. 1 Nr. 1, 6 SGB
V, § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB XI). Auf die zutreffenden Ausführungen des SG wird Bezug
genommen (§ 153 Abs. 2 SGG).

f) Die Beklagte hat auch zu Recht die Versicherungspflicht ab dem 1.5.2010 festgestellt, da
die Voraussetzungen für einen späteren Beginn gemäß § 7a Abs. 6 SGB IV nicht vorliegen.
Die Antragstellung gemäß § 7a Abs. 1 SGB IV ist bereits nicht innerhalb eines Monats nach
Aufnahme der Tätigkeit erfolgt.

Bei dem Klageverfahren handelt es sich im Hinblick auf die Beteiligung des
kostenprivilegierten Klägers zu 1) um ein insgesamt nach den §§ 183, 193 SGG
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kostenprivilegiertes Verfahren.

Gründe für die Zulassung der Revision gemäß § 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor. 165
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